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Anlage     

Während der öffentlichen Auslegung gingen keine Stellungnahmen der beteiligten Öffentlichkeit ein. 

 
Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange zum Bebauungsplan "Alte Dorfstraße / Feldstraße" - Gemeinde Angern 

 
Nr. 

Behörde / Träger 
öffentlicher Belange Datum 

Schreiben 
Inhalt der Stellungnahmen Stellungnahme der Gemeinde Beschluss-

vorschlag 
1. 50Hertz Transmission 

GmbH 
25.02.2022 ‐ Nach Prüfung der Unterlagen wird mitgeteilt, dass sich im Plangebiet 

derzeit keine von der 50Hertz Transmission GmbH betriebenen 
Anlagen (z.B. Hochspannungsfreileitungen und -kabel, Umspannwerke, 
Nachrichtenverbindungen sowie Ver- und Entsorgungsleitungen) 
befinden oder in nächster Zeit geplant sind. 
Diese Stellungnahme gilt nur für den angefragten räumlichen Bereich 
und nur für die Anlagen der 50Hertz Transmission GmbH.

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 

kein Beschluss 
erforderlich 

2. Amt für Landwirt-
schaft, Flurneuord-
nung u. Forsten Mitte 

17.03.2022 ‐ Gegenüber dem Vorhaben bestehen aus der Sicht der Abteilung 
Agrarstruktur und der Fachstelle Landwirtschaft keine Bedenken. 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 

kein Beschluss 
erforderlich 

3. Deutsche Telekom 
Technik GmbH 

09.03.2022 ‐ Im Planungsbereich befinden sich keine Telekommunikationslinien der 
Telekom.  

‐ Sollten Anschlüsse an das Telekommunikationsnetz der Telekom 
benötigt werden, wird gebeten rechtzeitig (mindestens 3 Monate vor 
Baubeginn) mit der Deutschen Telekom in Verbindung zu treten. Eine 
koordinierte Erschließung wäre wünschenswert. 

‐ Es wird gebeten, den folgenden fachlichen Hinweis in die Begründung 
des Bebauungsplanes aufzunehmen: In allen Straßen bzw. Gehwegen 
sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in 
einer Breite von ca.0,3m für die Unterbringung der Telekommuni-
kationslinien vorzusehen. 

‐ Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über 
Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 
2013, zu beachten. 

‐ Für nicht öffentlich gewidmete Verkehrsflächen, die aber zur 
Versorgung genutzt werden, wird um die Eintragung von 
Leitungsrechten, zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH 
gebeten. 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis.  
 

‐ Der Hinweis wird in die Begründung aufgenommen. 
 
 
 

‐ Der Hinweis wird in die Begründung aufgenommen. 
 
 
 
 

‐ Baumpflanzungen sind nicht Gegenstand der Festsetzungen des 
Bebauungsplanes. 
 
 

‐ Der Bebauungsplan setzt keine privaten Verkehrsflächen fest. 

kein Beschluss 
erforderlich 

4. GDMcom mbH 01.03.2022 ‐ Auskunft zum angefragten Bereich für folgende Anlagenbetreiber: 
Erdgasspeicher Peissen GmbH, Halle - nicht betroffen; Ferngas 
Netzgesellschaft mbH (Netzgebiet Thüringen-Sachsen) - nicht betroffen 
(Die Ferngas Netzgesellschaft mbH ist Eigentümer und Betreiber der 
Anlagen der früheren Ferngas Thüringen-Sachsen GmbH, der 
Erdgasversorgungsgesellschaft Thüringen-Sachsen mbH (EVG) bzw. 
der Erdgastransportgesellschaft Thüringen-Sachsen mbH (ETG).); 
ONTRAS Gastransport GmbH, Leipzig - nicht betroffen; VNG 
Gasspeicher GmbH, Leipzig - nicht betroffen.  
Diese Auskunft gilt nur für den dargestellten Bereich und nur für die 
Anlagen der vorgenannten Unternehmen, so dass noch mit Anlagen 
weiterer Betreiber gerechnet werden muss, bei denen weitere 
Auskünfte einzuholen sind. 

‐ Anhang: Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und 
keine zurzeit laufenden Planungen der ONTRAS Gastransport GmbH, 
Ferngas Netzgesellschaft mbH (Netzgebiet Thüringen-Sachsen), VNG 
Gasspeicher GmbH, Erdgasspeicher Peissen GmbH. Es bestehen 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. Andere  
Netzbetreiber wurden – soweit bekannt – im Verfahren  
beteiligt.  
 

kein Beschluss 
erforderlich 
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keine Einwände gegen das Vorhaben. 
‐ Auflage: Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung erweitert oder 

verlagert werden oder der Arbeitsraum die dargestellten 
Planungsgrenzen überschreiten, so ist es notwendig, eine erneute 
Anfrage durchzuführen. 

‐ Sofern im Zuge des Vorhabens Baumaßnahmen vorgesehen sind, hat 
durch den Bauausführenden rechtzeitig – mindestens 6 Wochen vor 
Baubeginn - eine erneute Anfrage zu erfolgen. 

‐ Weitere Anlagenbetreiber: Im angefragten Bereich können sich 
Anlagen Dritter befinden, für die GDMcom für die Auskunft nicht 
zuständig ist.

 
‐ Der Geltungsbereich wurde nicht geändert. Eine erneute 

Stellungnahme war somit nicht erforderlich. 
 
 

‐ Baumaßnahmen sind nicht Gegenstand des vorliegenden 
Bebauungsplanes. 
 

‐ Andere Netzbetreiber wurden – soweit bekannt – im Verfahren 
beteiligt.  
 

5. Kommunalservice 
Landkreis Börde AöR 

10.03.2022 ‐ Nach Prüfung des Vorganges bestehen gegen das Bauvorhaben in 
Bezug auf die Durchführung der öffentlich-rechtlichen Abfallentsorgung 
keine Bedenken. 

‐ Bei der weitergehenden Planung sind die Vorgaben der 
Berufsgenossenschaft BG Verkehr (Abfallentsorgung), welche Ausbau-
größen für Einfahrten zu Wohngebieten, Wendehämmer und Stichstra-
ßen vorgibt als auch die allgemeinen Hinweise zu den vorgeschriebe-
nen Straßenbreiten in Wohngebieten zu beachten. Es wird in diesem 
Zusammenhang auf das unumstößliche Rückwärtsfahrverbot von 
Entsorgungsfahrzeugen hingewiesen. Des Weiteren wird gebeten, die 
Vorgaben der Abfallentsorgungssatzung - AES (§ 19 - Standplätze, 
Transportweg u. sonstige Regelungen) der Kommunalservice 
Landkreis Börde AöR zu beachten. Sollten sich im Rahmen der 
Ausbauplanung Verstöße gegen die Vorschriften ergeben, muss eine 
Festlegung von Bereitstellungsplätzen für alle Abfallfraktionen vor dem 
Wohngebiet durch die Verbandsgemeinde Elbe-Heide erfolgen.

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis.  
 
 

‐ Die Abfallentsorgung für das Gebiet erfolgt an der Dorfstraße, da für 
das Grundstück die Einordnung einer Wendeanlage für 
Entsorgungsfahrzeuge nicht wirtschaftlich ist. 
 
 
 
 
 
 

  

kein Beschluss 
erforderlich 

6. Landesamt für  
Denkmalpflege und 
Archäologie 
Sachsen-Anhalt 

04.03.2022 ‐ Im Planungsbereich und im unmittelbaren Umfeld befindet sich gemäß 
§ 2 DenkmSchG LSA ein archäologisches Kulturdenkmal. Dabei han-
delt es sich um eine über Ausgrabungen im Bereich der Rohstoff-
pipeline Rostock-Böhlen bekannt gewordene Siedlung der Römischen 
Kaiserzeit (ca. 100-300 n.Chr.). Darüber hinaus bestehen aus Sicht der 
archäologischen Denkmalpflege aufgrund der topographischen Situa-
tion und der naturräumlichen Gegebenheiten (Topographie, Boden-
qualität, Gewässernetz, klimatische Bedingungen) sowie analoger 
Gegebenheiten vergleichbarer Siedlungsregionen begründete Anhalts-
punkte (vgl. § 14 Abs.2 DenkmSchG LSA), dass bei Bodeneingriffen 
unbekannte Bodendenkmale entdeckt werden. Zahlreiche Beobach-
tungen in den letzten Jahren haben gezeigt, dass aus Lesefunden, 
Luftbildbefunden etc. nicht alle archäologischen Denkmale bekannt 
sind, vielmehr werden diese oftmals erstmals bei invasiven Erdein-
griffen erkannt. 
Die Baumaßnahme führt zu erheblichen Eingriffen, Veränderungen und 
Beeinträchtigungen der Kulturdenkmale. Gemäß § 1 und § 9 
DenkSchG LSA ist die Erhaltung der durch die Baumaßnahme 
tangierten archäologischen Kulturdenkmale zu sichern (substanzielle 
Primärerhaltungspflicht). Aus archäologischer Sicht kann dem Vor-
haben zugestimmt werden, wenn gemäß § 14 Abs.9 DenkmSchG LSA 
gewährleistet ist, dass das Kulturdenkmal in Form einer fachgerechten 
Dokumentation der Nachwelt erhalten bleibt (Sekundärerhaltung). Die 
Dokumentation muss nach aktuellen wissenschaftlichen Methoden 
durchgeführt werden; hierbei sind die entsprechenden Vorgaben des 
Landesamtes für Denkmalpflege und Archäologie einzuhalten. Art, 
Dauer und Umfang der Dokumentation sind rechtzeitig im Vorfeld der 
Maßnahme mit dem Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie 
verbindlich abzustimmen. 

‐ Dieses Schreiben ist als Information zu betrachten, nicht als 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen. Aufgrund der 
ehemaligen Nutzung des Plangebietes als Friedhof ist davon 
auszugehen, dass die Bodenverhältnisse nachhaltig gestört sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis.

kein Beschluss 
erforderlich 
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verwaltungsrechtlichen Bescheid. Ein Antrag auf denkmalrechtliche 
Genehmigung ist bei der zuständigen Denkmalschutzbehörde einzu-
reichen. 

 

7. Landesamt für 
Geologie und 
Bergwesen 

17.03.2022 ‐ Durch die zuständigen Fachdezernate der Bereiche Geologie und 
Bergbau erfolgten Prüfungen zum Vorhaben, um die Gemeinde auf 
mögliche geologische/ bergbauliche Beeinträchtigungen hinweisen zu 
können. 

‐ Bergbau: Belange, die das Landesamt für Geologie und Bergwesen, 
Abteilung Bergbau zu vertreten hat, stehen dem Vorhaben nicht 
entgegen. Bergbauliche Arbeiten oder Planungen, die den Maßgaben 
des Bundesberggesetzes unterliegen, werden durch das Vorhaben/die 
Planung nicht berührt. Hinweise auf mögliche Beeinträchtigungen 
durch umgegangenen Altbergbau liegen dem Landesamt für Geologie 
und Bergwesen Sachsen-Anhalt für den Planungsbereich ebenfalls 
nicht vor. 

‐ Geologie / Ingenieurgeologie und Geotechnik: Vom tieferen geologi-
schen Untergrund ausgehende, durch natürliche Subrosionsprozesse 
bedingte Beeinträchtigungen der Geländeoberfläche (bspw. Erdfälle) 
sind dem Landesamt für Geologie und Bergwesen im zu betrachtenden 
Standortbereich nicht bekannt. Der Bebauungsplan "Alte Dorfstraße / 
Feldstraße" - Gemeinde Angern verweist unter dem Punkt 3.2. Boden-
verhältnisse auf den Baugrund. Zu den dort genannten Bodenschichten 
und baugrundtechnische Empfehlung gibt es keine darüberhinaus-
gehenden Bedenken oder Hinweise. 

‐ Für das Errichten von Neubauten wird empfohlen, als sichere 
Planungsgrundlage eine standortkonkrete und auf die Bauaufgabe 
ausgerichtete Baugrunduntersuchung nach DIN4020 bzw. DIN 
EN1997-2 durchzuführen. 

‐ Hydro- und Umweltgeologie: Bezüglich des Vorhabens gibt es beim 
gegenwärtigen Kenntnisstand aus hydrogeologischer Sicht keine 
Bedenken. Der hier aus regionalen Daten bekannte Grundwasserstand 
ist deutlich tiefer (drei bis fünf Meter unter Flur). Die standortkonkrete 
Ermittlung des Grundwasserstandes im Zuge der Baugrunderkundung 
wird empfohlen.

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

‐ Der Hinweis wird in die Begründung aufgenommen. 
 
 
 

‐ Die Angaben zum Grundwasserstand werden korrigiert. 
 

kein Beschluss 
erforderlich 
 

8. Landesamt für 
Vermessung und 
Geoinformation 

14.03.2022 ‐ Zur Planung selbst bestehen keine Bedenken oder Anregungen. 
Festpunkte des Landes Sachsen-Anhalt sind von der künftigen 
Bebauung nicht betroffen.

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 

 

kein Beschluss 
erforderlich 
 

9. Landesver-
waltungsamt 

10.03.2022 ‐ Stellungnahme Referat 407: Die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege für den Bebauungsplan vertritt die 
Naturschutzbehörde des Landkreises Börde. 

‐ Hinweis: Umweltschadensgesetz und Artenschutzrecht sind zu 
beachten. Es wird in diesem Zusammenhang insbesondere auf § 19 
BNatSchG i.V.m. dem Umweltschadensgesetz (vom 10.05.2007, BGBl. 
Teil I S.666) sowie auf die §§ 44 und 45 BNatSchG verwiesen.

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. Der Landkreis Börde wurde im 
Verfahren nach § 4 Abs.2 BauGB beteiligt. 
 

‐ Die Sachverhalte sind gesetzlich geregelt und somit zu  
beachten. 
 

kein Beschluss 
erforderlich 
 

  29.03.2022 ‐ Aus der Sicht der oberen Immissionsschutzbehörde bestehen zum 
Planentwurf keine Bedenken in Bezug auf die vom 
Zuständigkeitsbereich erfassten Belange. In der unmittelbaren 
Umgebung und im Geltungsbereich befinden sich keine Anlagen, die 
nach dem BImSchG genehmigungsbedürftig sind und für deren 
Überwachung das Landesverwaltungsamt zuständig ist. 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 

 

kein Beschluss 
erforderlich 
 

10. Landkreis Börde 21.03.2022 ‐ Kreisplanung / Raumordnung: Nach Prüfung der Unterlagen zum Vor-
haben wird durch die untere Landesentwicklungsbehörde auf der 
Grundlage des Runderlasses zur Zusammenarbeit der obersten 
Landesentwicklungsbehörde mit den unteren Landesentwicklungs-
behörden im Rahmen der landesplanerischen Abstimmung nach dem 
Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (Rd.Erl. des MLV vom 
01.11.2018 -24-20002-01, veröffentlicht im MBI. LSA Nr.41/2018 vom 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
Die oberste Landesentwicklungsbehörde wurde im 
Aufstellungsverfahren beteiligt. Sie hat festgestellt, dass die Planung 
nicht raumbedeutsam ist. 

 
 
 

kein Beschluss 
erforderlich 
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10.12.2018) Folgendes festgestellt. Das Vorhaben wird nicht von den 
Festlegungen des Rd.Erl. erfasst. Die untere Landesentwicklungs-
behörde geht somit von der Raumbedeutsamkeit des Vorhabens aus. 
Es besteht die Vorlagepflicht bei der obersten Landesentwicklungs-
behörde gemäß § 13 Abs.1 LEntwG LSA zur landesplanerischen 
Abstimmung. Unabhängig von der Feststellung der Raumbedeutsam-
keit gemäß § 3 Abs.1 Nr.6 ROG gilt jedoch das Anpassungsgebot des 
§ 1 Abs.4 BauGB für alle Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung. 
Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung sind im Gesetz über den 
Landesentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt (LEP-LSA 2010) 
vom 11.03.2011 (GVBI LSA Nr.6/2011, S.160) und die konkreten Ziele 
und Grundsätze der Raumordnung im Regionalen Entwicklungsplan 
(REP MD) der Planungsregion Magdeburg (beschlossen am 
17.05.2006, genehmigt am 29.05.2006 und bekannt gemacht am 
30.06.2006 (außer Teilplan Wind, der durch Urteil des BVerwG 2016 
außer Kraft gesetzt wurde)) festgestellt. Der Regionale Entwicklungs-
plan (REP MD) der Planungsregion Magdeburg befindet sich zurzeit in 
Neuaufstellung. Die Ziele der Raumordnung sind bei raumbedeut-
samen Planungen zu beachten. Gemäß § 13 Abs.1 Satz 2 Landes-
entwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23.04.2015 
(GVBI. LSA S.170), geändert durch Gesetz zur Änderung des Landes-
entwicklungsgesetzes Sachsen-Anhalt vom 30.10.2017 (GVBI. LSA 
S.203) ist der Antragsteller verpflichtet, der obersten Landesentwick-
lungsbehörde (Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des 
Landes Sachsen-Anhalt, Referat 24), die raumbedeutsamen Planun-
gen und Maßnahmen mitzuteilen und die erforderlichen Auskünfte zu 
geben. Die Feststellung der Vereinbarkeit der Planung/ Maßnahme mit 
den Zielen der Raumordnung erfolgt dann durch die gemäß § 2 Abs.2 
Nr.10 LEntwG LSA zuständige oberste Landesentwicklungsbehörde 
nach § 13 Abs.2 LEntwG LSA. 

‐ Zur Beachtung der in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung 
ist die Stellungnahme der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Magdeburg einzuholen. 

‐ Begründung: Mit den Unterlagen soll Planungsrecht zur Errichtung von 
einem Einfamilienhaus geschaffen werden. Das Vorhaben umfasst eine 
Fläche von 3.209m2 und befindet sich am östlichen Rand der Ortslage 
Angern. Gemäß den Festlegungen des REP MD 2006 in seiner derzeit 
gültigen Fassung, befindet sich das Vorhaben in, bzw. grenzt an 
folgende Vorrang- und Vorbehaltsgebiete an: angrenzend 
Vorbehaltsgebiet für Tourismus und Erholung "Gebiete um Colbitz" 
(5.7.2.3, Z,1).  

‐ Gemäß den Festlegungen des sich derzeit in Aufstellung befindlichen 
REP MD 2020, befindet sich das Vorhaben in, bzw. grenzt an folgende 
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete an: angrenzend Vorbehaltsgebiet für 
Hochwasserschutz "Tanger" (6.1.2, G 103,9.) Aus Sicht der unteren 
Landesentwicklungsbehörde bestehen gegen das geplante Vorhaben 
keine Einwände. 

‐ Bauleitplanung: Gemäß § 1 Abs.3 BauGB haben Gemeinden Bauleit-
pläne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung erforderlich ist. Dabei haben sich die Bauleit-
pläne den Zielen der Raumordnung anzupassen (Abs.4). Im ausge-
wiesenen Geltungsbereich soll ein Bauplatz auf einer Fläche von 
0,25ha (Fläche für bauliche Anlagen 452m2) entstehen. Der Flächen-
nutzungsplan der Gemeinde Elbe-Heide stellt das Plangebiet als Grün-
fläche dar. Der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichtigung an-
zupassen. Für das Planverfahren wurde das beschleunigte Verfahren 
gemäß § 13b BauGB gewählt. Gemäß § 13b BauGB gilt bis zum 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
‐ Die Regionale Planungsgemeinschaft wurde im Aufstellungsverfahren 

beteiligt. 
 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 

‐ Das Vorbehaltsgebiet für Hochwasserschutz ist vom Vorhaben nicht 
betroffen. Es befindet sich in ausreichendem Abstand zum 
Wohngebiet. 

 
 
 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
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31.12.2022 der § 13a BauGB entsprechend für Bebauungspläne mit 
einer Grundfläche i.S. des § 13a Abs.1 S.2 BauGB von weniger als 
10.000m2, durch die die Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf Flächen 
begründet wird, die sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile 
anschließen. Die Voraussetzungen hierfür sind gegeben und wurden 
beschrieben. Die ermittelte Grundfläche für bauliche Anlagen liegt deut-
lich unter dem Schwellenwert. Das Plangebiet grenzt westlich an die im 
Zusammenhang bebaute Ortslage von Angern an. Kommentierung 
§ 13 b BauGB Krautzberger Emst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, 
Februar 2020: Auszuschließen sind allerdings die ausnahmsweise zu-
lässigen Nutzungen, nämlich die Betriebe des Beherbergungs-
gewerbes, die sonstigen nicht störenden Gewerbebetriebe, die Anlagen 
für Verwaltungen, die Gartenbaubetriebe und die Tankstellen. Diese 
Nutzungen sind zwar grundsätzlich hinsichtlich ihres Störgrades im 
allgemeinen Wohngebiet (WA) verträglich, sie dienen jedoch nicht den 
dortigen Wohnnutzungen. Die Planung solcher Nutzungen ist im 
beschleunigten Verfahren nicht zulässig (VGH München (Urteil vom 
04.05.2018 -15NE18.382). In den textlichen Festsetzungen § 1 Pkt.1 
wird dieser Ausschluss festgesetzt. Es bestehen keine Bedenken 
gegen den o.g. Bebauungsplan. 

‐ Bauordnung / Bauaufsicht: Keine Hinweise abgegeben.  
‐ vorbeugender Brandschutz: Nach Prüfung der Unterlagen bestehen 

aus Sicht des vorbeugenden Brandschutzes gegen das Vorhaben 
keine Einwände/ Bedenken. Maßnahmen des baulichen Brandschutzes 
wurden nicht geprüft. 

‐ Recht, Ordnung und Kommunalaufsicht / Gefahrenabwehr: Auf der 
Grundlage der derzeit vorliegenden Belastungskarten und Erkenntnisse 
wurde für das Flurstück 457, Flur 14, Gemarkung Angern festgestellt, 
dass dieses teilweise als Kampfmittelverdachtsfläche ausgewiesen ist. 
Somit kann bei Maßnahmen an der Oberfläche sowie bei Tiefbau-
arbeiten oder sonstigen erdeingreifenden Maßnahmen ein Kontakt mit 
Kampfmitteln oder ein Auffinden von Kampfmitteln nicht ausgeschlos-
sen werden. Gegen die derzeitige Nutzung werden keine Bedenken 
erhoben. Sofern Baumaßnahmen bzw. erdeingreifende Maßnahmen 
vorgesehen sind, ist es zwingend notwendig, dass der Baubereich bau-
vorbereitend überprüft/ sondiert wird. 
Sofern die örtlichen Gegebenheiten eine bauvorbereitende Sondierung 
nicht zulassen, ist alternativ eine Baubegleitung einzuleiten. Die Sicher-
heitsbehörde hat dafür zu sorgen, dass bei den Baumaßnahmen die 
Gefahren, die von einer möglichen Kampfmittelbelastung ausgehen, für 
Leib und Leben sowie für schützenswerte Güter so gering wie möglich 
gehalten werden müssen. Nur durch eine Überprüfung/ Sondierung i.V. 
mit einer Beräumung vor Beginn jeglicher erdeingreifenden Maß-
nahmen ist eine wirksame Gefahrenminimierung gewährleistet. Ein 
weniger belastendes Mittel ist nicht sichtbar. Um auf den Einzelfall 
abgestimmte Maßnahmen abstimmen zu können, ist hierzu eine 
Einzelanfrage unter Vorlage vollständiger Antragsunterlagen für diese 
beiden Flurstücke einzuleiten.  

‐ Für das Flurstück 116, Flur 14, Gemarkung Angern wurde kein 
hinreichender Verdacht auf eine Kampfmittelbelastung festgestellt. 
Somit ist bei Maßnahmen an der Oberfläche sowie bei Tiefbauarbeiten 
oder sonstigen erdeingreifenden Maßnahmen nicht zwingend mit dem 
Auffinden von Kampfmitteln zu rechnen. Da ein Auffinden von 
Kampfmitteln bzw. Resten davon nie ganz auszuschließen ist, ist der 
Antragsteller auf die Möglichkeit des Auffindens von Kampfmitteln und 
auf die Bestimmungen der Gefahrenabwehrverordnung zur Verhütung 
von Schäden durch Kampfmittel (KampfM-GAVO) vom 20.04.2015 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 

 
 
 

‐ Die Hinweise warden in die Begründung aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
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(GVBI. LSA Nr.8/2015, S.167 ff.) hinzuweisen. 
‐ Natur und Umwelt/ Abfallüberwachung: Aus abfall- und 

bodenschutzrechtlicher Sicht steht dem Bebauungsplanes "Alte 
Dorfstraße / Feldstraße" nichts entgegen. Werden im Plangebiet 
Verunreinigungen des Bodens festgestellt oder ergeben sich Hinweise 
bzw. Verdachtsmomente, dass Verunreinigungen erfolgt sind, so sind 
diese dem Natur- und Umweltamt des Landkreises Börde anzuzeigen. 

‐ Immissionsschutz: Keine immissionsschutzrechtlichen Bedenken.  
‐ Naturschutz und Forsten / Naturschutz: Es bestehen keine 

grundsätzlichen Bedenken. Dem Bebauungsplanentwurf wird 
zugestimmt. 

‐ Wasserwirtschaft/ Abwasser: Abwasserbeseitigungspflichtig für die 
Ortslage Angern ist der Wolmirstedter Wasser- und Abwasserzweck-
verband WWAZ. Die Erschließung ist mit dem WWAZ abzuklären. Der 
zentrale Schmutzwasseranschluss ist über die öffentliche Schmutz-
wasserkanalisation des WWAZ vorzunehmen. Einleitungsbedingungen 
werden durch den WWAZ festgelegt. Das auf den Grundstücken anfal-
lende Abwasser ist durch den Verfügungsberechtigten für die Grund-
stücke dem Abwasserbeseitigungspflichtigen zu überlassen. Das 
Schmutzwasser (soziales und sanitäres Abwasser) ist grundsätzlich 
getrennt vom Niederschlagswasser abzuführen. 

‐ Niederschlagswasser: Der Grad der Versiegelung von Flächen im Plan-
gebiet sollte so gering wie möglich gehalten werden. Nach den Vor-
schiffen des § 55 WHG soll anfallendes Niederschlagswasser ortsnah 
versickert, verrieselt werden. Ist dieses nicht möglich so hat die Ab-
leitung getrennt vom Schmutzwasser zu erfolgen. Entsprechend des 
Niederschlagswasserbeseitigungskonzeptes sowie der Festlegungen 
im Bebauungsplan soll das gesamte Im Plangebiet anfallende Nieder-
schlagswasser ortsnah zur Versickerung gebracht werden. Prinzipiell 
gilt bei einer möglichen breitflächigen Verregnung des Niederschlags-
wassers über die belebte Bodenzone ist darauf zu achten, dass die zur 
Verfügung stehende Fläche ausreichend bemessen und sickerfähig ist. 
Das von befestigten Flächen abfließende Niederschlagswasser darf 
nicht auf benachbarte Grundstücke übertreten oder diese nachteilig 
beeinträchtigen können. Sinnvoll ist die Planung und Errichtung von 
Versickerungsanlagen (z.B. Sickermulde). Diese müssen ausreichend 
bemessen sein. Die Planung und Errichtung dieser Anlagen hat gemäß 
der Hinweise der ATV A138 zu erfolgen. Für die Errichtung einer 
Sickeranlage, wenn es kein Wohngrundstück ist (Verkehrsflächen, 
öffentliche Einrichtung), bedarf es nach § 8 Abs. 1 WHG der wasser-
rechtlichen Erlaubnis für diese Benutzung des Gewässers gemäß § 9 
Abs.1 WHG. Nach § 69 Abs.1 WG ist eine Erlaubnis oder Bewilligung 
für das Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser ist nicht 
erforderlich, wenn das Niederschlagswasser auf Dach-, Hof- oder 
Wegeflächen von Wohngrundstücken anfällt und auf dem Grundstück 
versickert werden soll. Für die Einleitung des auf den Hofflächen an-
fallenden Niederschlagswassers gilt dies jedoch nur, soweit die Ver-
sickerung über die belebte Bodenzone erfolgt. Für die Errichtung einer 
Sickeranlage, wenn es kein Wohngrundstück ist, bedarf es nach § 8 
Abs.1 WHG der wasserrechtlichen Erlaubnis für diese Benutzung des 
Gewässers gemäß § 9 Abs.1 WHG. 

‐ Trinkwasser / Grundwasser: Aus Sicht des Gewässerschutzes 
bestehen keine Bedenken gegen die Planung. 

‐ Auflage: Das Plangebiet ist aus dem öffentlichen Netz mit Trinkwasser 
zu versorgen. 

‐ Hinweise: Wenn im Plangebiet Erdwärme mittels Tiefensonden, hori-
zontalen Kollektoren, Spiralkollektoren, o.ä. gewonnen werden soll, 

 
‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. Die Sachverhalte sind 

verordnungsrechtlich geregelt und zu beachten. 
 
 
 
 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 

 
 

‐ Der WWAZ wurde im Aufstellungsverfahren beteiligt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

‐ Eine Versickerung des Niederschlagswassers ist möglich und am 
Standort vorgesehen. Die weiteren Sachverhalte sind gesetzlich 
geregelt und im Rahmen der Umsetzung von Vorhaben im Plangebiet 
zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 

‐ Dies ist vorgesehen. 
 

‐ Die Sachverhalte betreffen Einzelvorhaben im Plangebiet. Sie bedürfen 
im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes keiner Behandlung.
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sind die notwendigen Bohrungen bzw. der Erdaufschluss unabhängig 
vom baurechtlichen Verfahren gemäß § 49 Wasserhaushaltsgesetz bei 
der unteren Wasserbehörde des Landkreises Börde anzuzeigen. Die 
Anzeige hat vorzugsweise über das Geothermie-Portal des Landes-
amtes für Geologie und Bergwesen zu erfolgen. Im Geothermie-Portal 
können auch weiterführende Informationen zum konkreten Standort 
und zur Qualitätssicherung bei Bau und Betrieb von Erdwärmeanlagen 
abgerufen werden. Wenn im Plangebiet Brunnen (z.B. zur Garten-
bewässerung) errichtet werden sollen, ist die notwendige Bohrung un-
abhängig vom baurechtlichen Verfahren gemäß § 49 Wasserhaushalts-
gesetz bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Börde anzu-
zeigen. Wenn im Rahmen der Baumaßnahmen bauzeitliche Grund-
wasserabsenkungen notwendig werden (z.B. für Fundamentbau) sind 
diese unabhängig vom baurechtlichen Verfahren gemäß § 8-10 Was-
serhaushaltsgesetz bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises 
Börde zu beantragen. Aufgrund der geringen Geschütztheit des Grund-
wassers sind bei sämtlichen Handlungen und Maßnahmen die allge-
meinen Sorgfaltspflichten nach § 5 WHG in besonderem Maße zu 
beachten. 

‐ Wasserbau: Aus wasserbaulicher Sicht bestehen gegen den Entwurf 
des Bebauungsplans "Alte Dorfstraße / Feldstraße" der Gemeinde 
Angern grundsätzlich keine Bedenken. Das Vorhabengebiet befindet 
sich nicht im Überschwemmungsgebiet. Oberflächengewässer und 
Trinkwasserschutzgebiete sind vom Vorhaben nicht betroffen. 

‐ Straßenverkehr: Die Prüfung der Unterlagen ergab keine Hinweise und 
Einwände zum Vorhaben. Die verkehrsbehördliche Zustimmung wird 
hiermit erteilt. 

‐ Zum weiteren Verfahrensverlauf: Nach In-Kraft-Treten der Planung ist 
der Kreisplanung als Grundlage für nachfolgende weitere Planungen 
oder Genehmigungsverfahren, ein ausgefertigtes und 
bekanntgemachtes Planexemplar (einschließlich Begründung und 
Satzungsbeschluss) in beglaubigter Kopie zur Verfügung zu stellen. 
Diese Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfeststellung 
oder sonstige behördliche Entscheidungen entsprechend den 
Rechtsvorschriften.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 

‐ Die Hinweise betreffen die Durchführung des Verfahrens und bedürfen 
keiner Behandlung im Rahmen der Abwägung. 

 

11. Ministerium für 
Infrastruktur und 
Digitales 
 

18.03.2022 ‐ Landesplanerische Abstimmung nach § 13 Landesentwicklungsgesetz 
Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA): Mit der Planung beabsichtigt die 
Gemeinde Angern die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Errichtung eines Einfamilienhauses auf der Fläche des ehemaligen 
Friedhofes am östlichen Ortsrand von Angern zu schaffen. Die Planung 
ist ca.0,32ha groß; ca.015ha werden als allgemeines Wohngebiet 
ausgewiesen. Der Bebauungsplan soll im beschleunigten Verfahren 
nach § 13a i.V.m. § 13b BauGB aufgestellt werden.  Im wirksamen 
Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Elbe-Heide wird das 
Bebauungsplangebiet als Grünfläche dargestellt. Gemäß § 13a Abs.2 
Nr.2 BauGB kann ein Bebauungsplan, der nach § 13a BauGB 
aufgestellt wird, von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes 
abweichen, wenn die geordnete städtebauliche Entwicklung der 
Gemeinde nicht beeinträchtigt wird. Der Flächennutzungsplan soll im 
Wege der Berichtigung angepasst werden. Nach Prüfung der 
Unterlagen wird unter Bezug auf § 13 Abs.2 LEntwG LSA festgestellt, 
dass der Bebauungsplan "Alte Dorfstraße/Feldstraße" der Gemeinde 
Angern nicht raumbedeutsam im Sinne von raumbeanspruchend oder 
raumbeeinflussend ist. Eine landesplanerische Abstimmung ist 
demnach nicht erforderlich. Gemäß § 2 Abs.2 Nr.10 LEntwG LSA 
obliegt der obersten Landesentwicklungsbehörde die Abgabe von 
landesplanerischen Stellungnahmen im Rahmen von öffentlich-

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

kein Beschluss 
erforderlich 
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rechtlichen Verfahren nur für raumbedeutsame Planungen und 
Maßnahmen. Es wird darauf hingewiesen, dass eine erneute 
landesplanerische Abstimmung gemäß § 13 Abs.1 LEntwG LSA nicht 
erforderlich ist, soweit sich im Aufstellungsverfahren des 
Bebauungsplanes die Grundzüge der Planung nicht wesentlich ändern. 
Mit diesem Schreiben wird den vorgeschriebenen Genehmigungs- und 
Zulassungsverfahren nicht vorgegriffen und es werden damit weder 
öffentlich-rechtliche noch privatrechtliche Zustimmungen und 
Gestattungen erteilt. 

‐ Hinweis zur Datensicherung: Die oberste Landesentwicklungsbehörde 
führt gemäß § 16 LEntwG LSA das Raumordnungskataster (ROK) des 
Landes Sachsen-Anhalt. Die Erfassung aller in Kraft gesetzten 
Bauleitpläne und städtebaulichen Satzungen ist Bestandteil des ROK. 
Es wird gebeten, das Ministerium für Infrastruktur und Digitales von der 
Genehmigung/ Bekanntmachung des Bebauungsplanes durch 
Übergabe einer Kopie der Bekanntmachung und der in Kraft getretenen 
Planung einschließlich der Planbegründung in Kenntnis zu setzen.

 
 
 
 
 
 
 
 
 

‐ Der Sachverhalt betrifft die Durchführung des Verfahrens und bedarf 
keiner Behandlung im Rahmen der Abwägung. 
 
 

 

12. Regionale Planungs-
gemeinschaft 
Magdeburg 

18.03.2022 ‐ Nach Rücksprache mit der Obersten Landesentwicklungsbehörde, 
Ref.24, wurde festgestellt, dass das Vorhaben nicht raumbedeutsam 
ist. Demnach ist die Abgabe einer Stellungnahme durch die Regionale 
Planungsgemeinschaft Magdeburg nicht erforderlich.

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 

kein Beschluss 
erforderlich 

13. Unterhaltungsverband 
"Tanger" 

24.03.2022 ‐ Von der geplanten Maßnahme sind keine Anlagen der 
Unterhaltungslast betroffen. 

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 

kein Beschluss 
erforderlich 

14. Wolmirstedter 
Wasser- und 
Abwasserzweck-
verband 

08.04.2022 ‐ Wasserversorgung: In der Feldstraße verläuft eine Trinkwasserleitung 
DN100 PE-HD. Eine Netzerweiterung ist erforderlich. 

‐ Schmutzwasserkanalisation: In der Feldstraße verläuft ein 
Schmutzwasserkanal DN200 Stz. Zum Anschluss des 
Baugrundstückes an die zentrale Schmutzwasserkanalisation ist die 
Erweiterung der Schmutzwasserkanalisation erforderlich. 

‐ Brandschutz: Die Bereitstellung von Feuerlöschwasser wird auf der 
Grundlage der AVB WasserV § 1 Abs.2 sowie der gültigen Satzung des 
WWAZ nicht abgesichert. Die Gemeinde ist für die Sicherstellung des 
Löschwasserbedarfes zuständig. Die im System befindlichen 
Hydranten dienen dem Netzbetrieb, wie Leitungsspülungen und 
werden als technische Hydranten geführt. 

‐ Zur Sicherung der trink- und schmutzwasserseitigen Erschließung des 
Plangebietes ist der Abschluss einer vertraglichen Vereinbarung 
zwischen dem Erschließungsträger und dem WWAZ erforderlich. Der 
Erschließungsträger sollte sich daher rechtzeitig mit dem WWAZ in 
Verbindung setzen. Die Projektierung und Herstellung der Anlagen hat 
nach den Prämissen des WWAZ anhand eines Anforderungskataloges 
für Erschließungsgebiete zu erfolgen. Nach erfolgter Projektierung sind 
die Planungsunterlagen dem WWAZ zur Prüfung und Bestätigung 
vorzulegen.

‐ Der Gemeinderat nimmt zur Kenntnis. 
 

‐ Der Hinweis wird in die Begründung aufgenommen. 
 
 
 

‐ Gemäß § 26 Abs.4 des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetzes 
(BrSchG) ist der WWAZ als Eigentümer von Löschmitteln (Wasser) 
verpflichtet, diese auf Anforderung der Feuerwehr zur  
Brandbekämpfung zur Verfügung zu stellen. 
 
 

‐ Der Hinweis wird in die Begründung aufgenommen. 
 

 

kein Beschluss 
erforderlich 

 


